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Königlichen Preußiſchen Staaten. 


No. 3. 


(No. 1503.) Das zwiſchen der dieſſeitigen und der Sachſen⸗Koburg⸗Gothaiſchen Regierung 
unterm 23ſten Dezember 1833. abgeſchloſſene Abkommen, die gegenſeitigen 
Gerichtsbarkeits⸗Verhaͤltniſſe betreffend. 


Jpiſhen der Koͤniglich⸗Preußiſchen und der Herzoglich⸗ Sachſen⸗Koburg⸗ 
Gothaiſchen Regierung iſt zur Befoͤrderung der Rechtspflege folgende Ueberein⸗ 
kunft getroffen worden: a s 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 

Art. 1. Die Gerichte beider Staaten leiſten ſich gegenſeitig alle dieje⸗ 
nige Nechtshuͤlfe, welche ſie den Gerichten des Inlandes, nach deſſen Geſetzen 
und Gerichtsverfaſſung, nicht verweigern duͤrfen, inwiefern das gegenwaͤrtige 
Abkommen nicht beſondere Einſchraͤnkungen feſtſtellt. 2 

Art. 2. Die Vollſtreckbarkeit der richterlichen Erkenntniſſe wird gegen⸗ 
ſeitig anerkannt, dafern dieſe nach den naͤheren Beſtimmungen des gegenwaͤrti⸗ 
gen Abkommens von einem beiderſeits als kompetent anerkannten Gerichte ge⸗ 
ſprochen worden ſind, und nach den Geſetzen des Staats, von deſſen Gericht 
ſie gefällt worden, die Rechtskraft bereits beſchritten haben. i 

Solche Erkenntniſſe werden an dem in dem andern Staate befindlichen 
Vermoͤgen des Sachfaͤlligen unweigerlich vollſtreckt. 5 
: Art. 3. Ein von einem zuſtaͤndigen Gerichte gefaͤlltes rechtskraͤftiges 
Erkenntniß begründet vor den Gerichten des andern Staates die Einrede des 
rechtskraͤftigen Urtheils (exceptio rei judicalae) mit denſelben Wirkungen, als 
wenn das Urtheil von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem ſolche 

Einrede geltend gemacht wird, geſprochen waͤre. : 


II. Beſondere Beſtimmungen. 
1) Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in buͤrgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten. 

Art. 4. Keinem Unterthanen iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Pro⸗ 
rogation der Gerichtsbarkeit des anderen Staates, dem er als Unterthan und 
Staatsbürger nicht angehoͤrt, zu unterwerfen. ö 

Keine Gerichtsbehoͤrde iſt befugt, der Requiſition eines ſolchen geſetzwi⸗ 
drig prorogirten Gerichts, um Stellung des Beklagten oder Vollſtreckung des 
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Erkenntniſſes ſtatt zu geben, vielmehr wird jedes von einem ſolchen Gerichte ge⸗ 
ſprochene Erkenntniß in dem anderen Staate als unguͤltig betrachtet. 

Art. 5. Beide Staaten erkennen den Grundſatz an, daß der Kläger 
dem Gerichtsſtande des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil 
der fremden Gerichtsſtelle nicht nur, ſofern daſſelbe den Beklagten, ſondern auch 
ſofern es den Kläger, 3 B. ruͤckſichtlich der Erſtattung von Gerichtskoſten, be⸗ 
trifft, in dem anderen Staate als rechtsguͤltig anerkannt und vollzogen. f 

Art. 6. Fuͤr die Widerklage iſt die Gerichtsbarkeit des uͤber die Vor⸗ 
klage zuſtaͤndigen Richters begruͤndet, dafern nur jene mit dieſer im rechtlichen 
f ſteht, und ſonſt nach den Landesgeſetzen des Vorbeklagten zu⸗ 
laͤſſig iſt. i 
f Art. 7. Die Provokationsklagen (ex lege diffamari oder ex lege si 
condendat) werden erhoben vor dem perſoͤnlich zuſtaͤndigen Gerichte der Provo⸗ 
kanten, oder da, wohin die Klage in der Hauptſache ſelbſt gehoͤrig iſt; es wird 
daher die von dieſem Gerichte, beſonders im Falle des Ungehorſams, rechtskräͤf⸗ 
tig ausgeſprochene Sentenz von der Obrigkeit des Provozirten als vollſtreck⸗ 
bar anerkannt. 5 | 

Art. 8. Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den 
Wohnſitz in einem Staate, oder bei denen, die einen eigenen Wohnſitz noch 
nicht genommen haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Eltern 
begruͤndet iſt, wird von beiden Stagten in perſoͤnlichen Klagſachen dergeſtalt 
anerkannt, daß der Unterthan des einen Staates von den Unterthanen des an⸗ 
dern nur vor ſeinem perſoͤnlichen Richter belangt werden darf. Es muͤßten denn 
bei jenen perſoͤnlichen Klagſachen neben dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande noch die 
beſonderen Gerichtsſtaͤnde des Kontraktes oder der gefuͤhrten Verwaltung kon⸗ 
kurriren, welchen Falls die perfönlihe Klage auch vor dieſen Gerichtsſtaͤnden 
erhoben werden kann. 8555 | 3 

Ar t. 9. Die Abſicht, einen beſtaͤndigen Wohnſitz an einem Orte neh⸗ 
men zu wollen, kann ſowohl ausdrücklich, als durch Handlungen, geäußert werden. 

Das Letztere geſchieht, wenn Jemand an einem gewiſſen Orte ein Amt, 
welches ſeine beſtaͤndige Gegenwart daſelbſt erfordert, uͤbernimmt, Handel oder 
Gewerbe daſelbſt zu treiben anfaͤngt, oder ſich daſelbſt Alles, was zu einer ein⸗ 
gerichteten Wirthſchaft gehoͤrt, anſchafft. Die Abſicht muß aber nicht bloß in 
Beziehung auf den Stagt, ſondern ſelbſt auf den Ort, wo der Wohnſitz ge⸗ 
nommen werden ſoll, beſtimmt geaͤußert ſeyn. 

Art. 10. Wenn Jemand, ſowohl in dem einen als in dem anderen 
Staate, ſeinen Wohnſitz in dem landesgeſetzlichen Sinne genommen hat; fo 
hängt die Wahl des Gerichtsſtandes vom Klaͤger ab. a 

Art. 11. Der Wohnſitz des Vaters, wenn dieſer noch am Leben iſt, 
begründet zugleich den ordentlichen Gerichtsſtand des noch in ſeiner Gewalt be⸗ 
findlichen Kindes, ohne Ruͤckſicht auf den Ort, wo daſſelbe geboren worden, 
oder wo das Kind ſich nur eine Zeit lang aufhält. 1 f 

Art. 12. Iſt der Vater verſtorben, ſo verbleibt der Gerichtsſtand, un⸗ 
ter welchem derſelbe zur Zeit ſeines Ablebens ſeinen Wohnſitz hatte, der ordent⸗ 


liche Gerichtsſtand des Kindes, ſo lange daſſelbe noch keinen eigenen ordentli⸗ 


chen Wohnſitz rechtlich begruͤndet hat. 


Art. 
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Art. 13. Iſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer 
Ehe zur rechten Hand erzeugt, ſo richtet ſich der Gerichtsſtand eines ſolchen 
Kindes auf gleiche Art nach dem gewoͤhnlichen Gerichtsſtande der Mutter. 
Art. 14. Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Stagte, 
ohne deſſen Buͤrger zu ſeyn, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik oder ein ande⸗ 
res dergleichen Etabliſſement beſitzen, ſollen wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten, 
welche ſie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor den 
Gerichten des Landes, wo die Gewerks⸗Anſtalten ſich befinden, als vor dem Ge⸗ 
richtsſtande des Wohnortes belangt werden Fünnen. ö 

Art. 15. Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem perſoͤn⸗ 
lichen Aufenthalte auf dem erpachteten Gute, ſoll den Wohnſitz des Paͤchters 
im Staate begruͤnden. . 

Art. 16. Ausnahmsweiſe ſollen Studirende und Dienſtboten auch in 
demjenigen Staate, wo ſie ſich in dieſer Eigenſchaft aufhalten, waͤhrend dieſer 
Zeit noch einen perſoͤnlichen Gerichtsſtand haben, hier aber, ſo viel ihren perſoͤn⸗ 
lichen Zuſtand und die davon abhangenden Rechte betrifft, ohne Ausnahme nach 
den Geſetzen ihres Wohnortes und ordentlichen Gerichtsſtandes beurtheilt werden. 

Art. 17. Erben werden wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten ihres Erb⸗ Gerichtsstand 
laſſers vor deſſen Gerichtsſtande ſo lange belangt, als die Erbſchaft ganz oder der Erben. 
ge BE vorhanden, oder, wenn der Erben mehrere ſind, noch nicht 
getheiſt iin ze an &. = 
Art. 18. Im Konkurſe wird der perfönliche Gerichtsſtand des Schuld⸗ Angemeines 
ners auch als Allgemeines Gantgericht anerkannt, ausgenommen wenn der groͤ⸗ Gantgericht. 
ßere Theil des Vermoͤgens bei deſſen Beſtimmung das uͤber die Vermoͤgens⸗ 
maſſe gufzunehmende Inventarium und Taxe zum Grunde zu legen iſt, in dem 
andern Staate ſich befindet, wo alsdann dem letztern unter der im Art. 22. ent 
haltenen Beſchraͤnkung das Recht des Allgemeinen Gantgerichts zugeſtanden wird. 

a Art. 19. Aktivforderungen werden, ohne Unterſchied, ob fie hypotheka⸗ 
riſch ſind oder nicht, angeſehen, als befaͤnden ſie ſich an dem Wohnorte des 
Gemeinſchuldners. i ö 

. Art. 20. Einem Partikularkonkurſe wird nicht Statt gegeben, ausge⸗ 
nommen, wenn ein geſetzlich begruͤndetes Separationsrecht geltend gemacht wird, 
namentlich wenn der Gemeinſchuldner in dem andern Staate, wo er ſeinen 
Wohnſitz nicht hatte, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik, oder ein anderes der⸗ 
gleichen Etabliſſement, welches als ein eigenes Ganzes, einen beſonderen Inbe⸗ 
griff von Rechten und Verbindlichkeiten des Gemeinſchuldners bildet, beſitzt, wel⸗ 
chen Falls zum Vortheile derjenigen Gläubiger, welche in Anfehung dieſes Etabliſ⸗ 
ſements beſonders kreditirt haben, ein Partikularkonkurs eröffnet werden darf. 

Art. 21. Alle Forderungen, fie ſeyen auf ein dingliches oder perſoͤnliches Aeungendes 
Recht gegruͤndet, find allein bei dem Allgemeinen Gantgerichte einzuklagen, oder, nen icht 
wenn ſie bereits klagbar gemacht worden, dort weiter zu verfolgen. Das außer⸗ Kandes. Nr 
halb Landes befindliche Vermögen des Gemeinſchuldners wird, nach vorgaͤngiger 
Veraͤußerung der Grundſtuͤcke und Effekten, durch den Richter der gelegenen 
Sache dem Gantgerichte abgeliefert. ER | 

Art. 22. Dinglihe Rechte werden nach den Gefeken des Orts der bes NehtliheBe- 
legenen Sache beurtheilt und geordnet; uͤber die e rein perſoͤnlicher Sen 
a, 
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Anſpruͤche und deren Verhaͤltniſſe zu den dinglichen Rechten entſcheiden die am 
Orte des Gantgerichts geltenden Geſetze, und es findet kein Unterſchied zwiſchen 
in⸗ und auslaͤndiſchen Glaͤubigern, als ſolchen, ſtatt. Damit insbeſondere bei 
der Eigenthuͤmlichkeit der Preußiſchen Hypothekenverfaſſung die auf den im Preußi⸗ 
ſchen Gebiete age Grundſtuͤcken eingetragenen Glaͤubiger in ihren Rech⸗ 
ten keinen Schaden leiden, hat es in Nuͤckſicht ihrer bei der Abfonderung und 
Vertheilung der Immobiliarmaſſe nach den Vorſchriften der Allgemeinen Ge⸗ 
richtsordnung Theil I. Titel 50. §§. 489 — 522. fein Bewenden. 

Art. 23. Alle Realklagen, desgleichen alle poſſeſſoriſchen Rechtsmittel, 
wie auch die ſogenannten acliones in rem seriptae, muͤſſen, dafern fie eine un⸗ 
bewegliche Sache betreffen, vor dem Gerichte, in deſſen Bezirk ſich die Sache 
befindet — koͤnnen aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor dem per⸗ 
ſoͤnlichen Gerichtsſtande des Beklagten — erhoben werden, vorbehaͤltlich deſſen, 
was auf den Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. 

Art. 24. In dem Gerichtsſtande der Sache koͤnnen keine blos (rein) 
perſoͤnlichen Klagen angeſtellt werden. 

Art. 25. Eine Ausnahme von dieſer Regel findet jedoch ſtatt, wenn 
gegen den Beſitzer unbeweglicher Guͤter eine ſolche perſoͤnliche Klage angeſtellt 
wird, welche aus dem Beſitze des Grundſtuͤcks, oder aus Handlungen fliegt, die 
er in der Eigenſchaft als Gutsbeſitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein ſol⸗ 
cher Grundbeſitzer 

1) die mit ſeinem Pachter, oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten 
zu erfuͤllen, oder 
2) die zum Beſten des Grundſtäcks geleiſteten Vorſchuͤſſe, oder gelieferten 
Materialien und Arbeiten, zu verguͤten ſich weigert, oder j 
3) 5 Patrimonial⸗ Gerichtsbarkeit, oder ein e Befugniß mißbraucht, 
oder 
4) feine Nachbarn im Beſtze ſtoͤrt, 
5) I eines auf das benachbarte Grundſtuͤck ihm zuſtehenden Rechts berühmt, 
oder 
6) wenn er das Grundſtuͤck ganz, oder zum Theil veraͤußert, und den Kon⸗ 
traf nicht erfüllt, oder die ſchuldige Gewaͤhr nicht leiſtet, 
ſo muß derſelbe in allen dieſen Fallen bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht 
4 1 wenn ſein Gegner ihn in ſeinem perſoͤnlichen Gerichtsſtande nicht belan⸗ 
gen w 

e 26. Eben ſo begruͤndet ausnahmsweiſe auch der Beſitz eines Lehn⸗ 
Gutes, oder die geſammte Hand daran, zugleich einen perſoͤnlichen Gerichtsſtand. 

Art. 27. Erbſchaftsklagen werden da, wo die Erbſchaft ſich befindet, 
erhoben und zwar dergeſtalt, daß, wenn die Erbſchaftsſtuͤcke zum Theil in dem 
einen, zum Theil in dem andern Staatsgebiete ſich befinden, der Kläger feine 
Klage zu theilen verbunden iſt, ohne Ruͤckſicht, wo der größte Theil der Erb⸗ 
cafe ſich befinden mag 

Doch werden alle ende e Erbſchaftsſtuͤcke angeſehen, als befaͤnden fie 

ſich an dem Wohnorte des Erblaſſers. 
Aktivforderungen werden ohne Unterſchied, ob ſie hypothekgriſch ſind oder 
nicht, den beweglichen Sachen beigezaͤhlt. 8 
rt. 
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Art. 28. Ein Arreſt darf in dem einen Staate und nach den Geſetzen Gerichtsfiand 
deſſelben, gegen den Buͤrger des anderen Staates ausgebracht und verfügt wer⸗ des Arkeſtes 
den, unter der Bedingung jedoch, daß entweder auch die Hauptſache dorthin ge⸗ 
höre, oder daß ſich eine wirkliche gegenwaͤrtige Gefahr auf Seiten des Glaͤubi⸗ 
gers nachweiſen laſſe. Iſt in dem Staate, in welchem der Arreſt verhangen 
worden, ein Gerichtsſtand fuͤr die Hauptſache nicht begruͤndet; ſo iſt dieſe nach 
vorläufiger Regulirung des Arreſtes an den zuſtaͤndigen Richter des anderen 
Staates zu verweiſen. Was dieſer rechtskraͤftig erkennt, unterliegt der allge⸗ 
meinen Beſtimmung im Art. 2. BR ER urn 

Art. 29. Der Gerichtsſtand des Kontraktes, vor welchem eben ſowohl Gerichtsstand 
auf Erfüllung, als wie auf Aufhebung des Kontraktes geklagt werden kann, fin⸗ des Kontraktes, 
det nur dann ſeine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in 
dem Gerichtsbezirke ſich anweſend befindet, in welchein der Kontrakt geſchloſſen 
worden iſt, oder in Erfuͤllung gehen ſoll. N e eee, AH RR 

Dieſes iſt beſonders auf die, auf öffentlichen Märkten geſchloſſenen Kon⸗ 
trakte, auf Viehhandel und dergleichen anwendbar. f at 

Art. 30. Die Klaufel in einer Wechſelverſchreibung, wodurch ſich der Beſonders bei 
Schuldner der Gerichtsbarkeit eines jeden Wechſelgerichts, in deſſen Gerichts⸗ſchreſlungen 
zwang er zu der Verfallzeit anzutreffen ſey, unterworfen hat, wird als guͤltig, 85 
das hiernach eintretende Gericht, welches die Vorladung bewirkt hat, fuͤr zu⸗ 


ſtaͤndig, mithin deſſen Erkenntniß für vollſtreckbar an den in dem anderen Stagte 


belegenen Guͤtern anerkannt. 

a Art. 31. Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand fremdes Gut Gerichtsſtand 
oder Vermoͤgen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die We ee ; 
einer ſolchen Adminiſtration angeſtellten Klagen ſich einlaſſen, es müßte denn die 
Administration bereits völlig beendigt und dem Verwalter über die gelegte Rech⸗ 

nung quittirt ſeyn. Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener 
Ruͤckſtand gefordert, oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, ſo kann die⸗ 

ſes nicht bei dem vormaligen Gerichtsſtande der gefuͤhrten Verwaltung geſchehen. 

Art. 32. Jede echte Intervention, die nicht eine beſonders zu behan- neber Inter⸗ 
delnde Rechtsſache in einen ſchon anhaͤngigen Prozeß einmiſcht, ſie ſey prinzipal vention. 
oder akzeſſoriſch, betreffe den Kläger oder den Beklagten, ſey nach vorgaͤngiger 2 
Streit- Ankündigung oder ohne dieſelbe geſchehen, begründet gegen den auslaͤn⸗ 
diſchen Intervenienten die Gerichtsbarkeit des Staates, in welchem der Haupt⸗ 

Prozeß gefuͤhrt wird. a ̃ 9 
Art. 33. Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln beſtimm⸗ Wirkung der 
ten Gerichtsſtande eine Sache rechtshaͤngig geworden iſt, ſo iſt der Streit da⸗ nechtshängig- 
ſelbſt zu beendigen, ohne daß die Mechtshängigkeit durch Veraͤnderung des 
Wohnfiges oder Aufenthalts des Beklagten geſtoͤrt oder aufgehoben werden koͤnnte. 
Die Rechtshaͤngigkeit einzelner Klagſachen wird durch Inſinuagtion der 
Ladung zur Einlaſſung auf die Klage für begründet erkannt. e 


2) In Hinſicht der Gerichtsbarkeit ' in nicht ſtreitigen Rechts fachen. 
Art. 34. Alle Kechtsgefchäfte unter Lebenden und auf den Todesfall 
werden, was die Guͤltigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach den 
Geſetzen des Orts beurtheilt, wo ſie eingegangen ſind. d 
(No. 1503.) a . Wenn 
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Vollſtreckung 
der Straf⸗ 
Erkenntniſſe. 


Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des andern Staates die 


‚Gültigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten Be⸗ 


hoͤrde in demſelben abhaͤngt, ſo hat es auch hierbei ſein Verbleiben. 

Art. 35. Vertraͤge, welche die Begruͤndung eines dingliches Rechtes 
auf unbewegliche Sachen zum Zweck haben, richten ſich lediglich nach den 
Geſetzen des Ortes, wo die Sachen liegen. 8 


begangenen Verbrechen und Uebertretungen von dem Staate, dem ſie angehoͤren, 
zur Unterſuchung gezogen und nach deſſen Geſetzen gerichtet. Daher findet denn 


Juni 1821., vor Gericht auf die wahrheitmaͤßige, treue und gewiſſenhafte Angabe 
ſeiner Wahrnehmung und Kenntniß eidlich verpflichtet worden iſt. 
Art. 37. Wenn der Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des 


n 


Mittheilung der Akten bei dem Gerichte des Wohnortes auf Fortſetzung der 
Unterſuchung und Beſtrafung nach Art. 36. anzutragen. In ſolchen Faͤllen, wo 


der Verbrecher nicht dermoͤgend iſt, die Koſten der Strafvollſtreckung zu tragen, 
hat das requirirende Gericht ſolche zu erſetzen. Sud. gpänı 


51 Abt. 
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Art 38. Hat ein Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des an- Bedingt zu 
dern durch ſolche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er angehoͤrt, Selbſttelung 
gar nicht verpoͤnt Find, z. B. durch Uebertretung eigenthuͤmlicher Abgaben⸗Geſetze, = 
Polizeivorſchriften und dergleichen, und welche demnach von dieſem Staate auch 
nicht beſtraft werden koͤnnten, ſo ſoll guf vorgaͤngige Requiſition zwar nicht 
zwangsweiſe der Unterthan vor das Gericht des andern Staates geſtellt, dem⸗ 
ſelben aber ſich ſelbſt zu ſtellen verſtattet werden, damit er ſich gegen die Ans 
ſchuldigungen vertheidigen und gegen das in ſolchem Falle zulaͤſſige Kontumazial⸗ 
Verfahren wahren koͤ nne 5 x BEN N 
Do ſoll, wenn bei Uebertretung eines Abgaben⸗Geſetzes des einen Staa⸗ 
tes dem Unterthan des andern Waaren in Beſchlag genommen worden ſind, 
die Verurtheilung, ſey es im Wege des Kontumazial⸗Verfahrens oder ſonſt in⸗ 
ſofern eintreten, als ſie ſich nur auf die in Beſchlag genommenen Gegenſtaͤnde 
beſchrankk!?!„ 8 i 
Art. 39. Der zuſtaͤndige Strafrichter darf auch über die aus dem Ver⸗ 
brechen entſprungenen U e mit erkennen, wenn wegen derſelben von 
dem Beſchaͤdigten adhaͤrirt worden iſt. en De 2 
Ar t. 40. Unterthanen des einen Stagtes, welche wegen Verbrechen oder Austieferung 
anderer Uebertretungen ihr Vaterland verlaſſen und in den andern Staat ſich den Geflüchte⸗ 
geflüchtet haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu ſeyn, 
werden nach vorgaͤngiger Requiſition, gegen Erſtattung der Koſten, und zwar, 
wenn wegen Unvermoͤgenheit der Inquiſiten oder ſonſt die Unterſuchungskoſten 
niedergeſchlagen werden muͤſſen, nur der baaren Auslagen, z. B. für, Atzung, 
Transport, Porto und Kopialien, ausgeliefert. N 
Art. 41. Solche, eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdaͤch⸗ Auslieferung 
tige Individuen, welche weder des einen noch des anderen Staates Untertha⸗ der Ausländer. 
nen ſind, werden, wenn ſie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten verletzt 
zu haben beſchuldigt ſind, demjenigen, in welchem die Uebertretung veruͤbt wurde, 
auf vorgaͤngige Requiſition, gegen Erſtattung der Koſten, wie dieſe im vorigen 
Artikel beſtimmt iſt, ausgeliefert; es ſey denn, daß der Staat, welchem er als 
Unterthan angehört, auf die vorher von dem requirirten gemachte Anzeige der 
Verhaftung, jene Uebertreter ſelbſt reklamirt, und ihre Auslieferung zur eigenen 
Beſtrafung in Antrag bringt. i N 
Art. 42. In denſelben Faͤllen, wo der eine Stagt berechtigt iſt, die Verbindlich⸗ 
Auslieferung eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von Fit su, Anz 
dem andern Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. 5 Auslieferung. 


Art. 43. In Kriminalfaͤllen, wo die perſoͤnliche Gegenwart der Zeugen Steuung der 
an dem Orte der Unterſuchung nothwendig iſt, ſoll die Stellung der Untertha⸗ Zeugen. 
nen des einen Staates vor das Unterſuchungsgericht des andern, zur Ablegung 
des Zeugniſſes, zur Konfrontation oder Rekognition, gegen vollſtaͤndige Verguͤ⸗ 
tung der Reiſekoſten und der Verſaͤumniß, nie verweigert werden. Auch in ſol⸗ 
chen Faͤllen, wo die Zeugen vor dem requirirten Gerichte abgehoͤrt werden, hat 
das requirirende Gericht die Entſchaͤdigung der Zeugen zu bezahlen. Uebrigens 
verbleibt es bei dem, wegen der gegenſeitigen Koſtenverguͤtung unter dem Sten 
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Mai 1819. mit der Herzoglich⸗Sachſen⸗Gotha⸗ und Altenburgiſchen Regierung 
n e Uebereinkommen. i FR Hr 


rt. 44. Da nunmehr die Faͤlle genau beſtimmt ſind, in welchen die 
Auslieferung der Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht 
verweigert werden ſoll, ſo hat im einzelnen Falle die Behoͤrde, welcher ſie ob⸗ 
liegt, weder vorgaͤngige reversales de observando xeciproco zu erfordern, noch, 
dafern fie. nur eine Provinzialbehoͤrde iſt, in der Regel erſt die beſondere Ser 
nehmigung der ihr vorgeſetzten Miniſterialbehoͤrde einzuholen, es ſey denn, daß 
im einzelnen Falle die Anwendung des Abkommens noch Zweifel zuließe, oder 
ſonſt ganz eigenthuͤmliche Bedenken hervortraͤten. Unterbehoͤrden bleiben aber 
unter allen Umſtaͤnden verpflichtet, keinen Menſchen außer Landes verabfolgen zu 
laſſen, bevor fie nicht zu dieſer Auslieferung die Autoriſation der ihnen unmittel⸗ 
bar vorgeſetzten Behörde eingeholt haben. N 

BR e Saͤmmtliche vorſtehende Beſtimmungen gelten nicht in Bezie⸗ 
hung auf die Koͤniglich⸗Preußiſchen Rheinprovinzen. Muͤckſichtlich dieſer hat es 
bei der Verordnung vom 2ten Mai 1823. fein Bewenden. 


ä 


Art. 46. Die Dauer dieſes Abkommens wird auf zwölf Jahre, vom 


Iſten Januar 1834. an gerechnet, feſtgeſetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe 
keine Aufkuͤndigung von der einen oder der andern Seite, fü iſt es ſtillſchwei⸗ 
gend als auf noch zwoͤlf Jahre weiter verlaͤngert, anzuſehen. 


Gegenwaͤrtige, im Namen Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs von Preußen | 


und Seiner Durchlaucht des Herzogs von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha zweimal 
gleichlautend ausgefertigte Erklarung Toll, nach erfolgter gegenseitiger Aus wech⸗ 
ſelung, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen haben, und oͤffent⸗ 
lich bekannt gemacht werden. B 8 5 


So geſchehen Berlin, den 23ſten Dezember 1833, 


Koͤniglich⸗Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


(L. S.) Ancillon. 


